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Zusammenfassung: Im Mittelpunkt steht die Frage, mit welchen Strategien direk-
ter Wahlkampfkommunikation politische Parteien Wählerinnen und Wähler durch 
persönliche Kontakte und über ihre Social-Media-Kampagnen im Wahlkampf 
zur politischen Partizipation anregen. Die theoretische Basis bilden zum einen 
Erkenntnisse aus der Partizipationsforschung; zum anderen ziehen wir Befunde 
zu Strategien und Wirkungen direkter Parteienkommunikation in vergangenen 
Wahlkämpfen heran, da sie Rückschlüsse über – intendierte – Wirkungsweisen und 
-potenziale direkter Parteienkommunikation im aktuellen Wahlkampf ermögli-
chen. Die empirische Grundlage bildet eine qualitative, systematisierende Befragung 
von Wahlkampfexpertinnen und -experten (u. a. Leitung der Kampagnenplanung 
oder des Bereichs Strategische Kommunikation) der Bundesparteien CDU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke sowie der AFD im Vorfeld des Bundestagswahl-
kampfs 2017. Die Interviews zeigen, dass die Parteien zur Partizipationsförderung 
vor allem auf unidirektionale informationale Strategien setzen; v. a. unterhalb 
der Stimmabgabe bleiben Mobilisierungspotentiale ungenutzt. Die Rolle der po-
litischen Akteure als „agents of mobilization“ wird in dieser Hinsicht möglicher-
weise zu eng im Sinne von „agents of electoral mobilization“ verstanden.
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1 Einleitung
„One of the major good works of political parties is to engage citizens in the 
political process. Parties play an important role in democratic politics when they 
mobilize the electorate to turn out and vote, thereby involving citizens in de-
mocratic governance“ pointieren Huckfeld und Sprague (1992, S. 70) den Beitrag 
politischer Akteure zur Förderung politischer Partizipation. Im Mittelpunkt des 
vorliegenden Beitrags steht die Frage, mit welchen Strategien direkter Wahlkampf-
kommunikation politische Parteien (potenzielle) Wählerinnen und Wähler durch 
persönliche Kontakte im Haustürwahlkampf und über Social Media im Wahl-
kampf zur politischen Partizipation anregen. Ausgehend von der demokratiethe-
oretischen Bedeutung und den Rahmenbedingungen von Partizipation nehmen 
wir dabei in den Blick, wie sich das Repertoire und die Ausübung etablierter Parti-
zipationsformen in mediatisierten Gesellschaften erweitert und verändert haben. 
Die theoretische Basis unserer Überlegungen bilden zum einen Erkennt-
nisse aus der Partizipationsforschung; zum anderen ziehen wir Befunde zu 
Strategien und Wirkungen direkter Parteienkommunikation in vergangenen 
Wahlkämpfen heran, da sie Rückschlüsse über – intendierte – Wirkungsweisen 
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und -potenziale direkter Parteienkommunikation im Wahlkampf ermöglichen, 
respektive (Etappen-)Ziele, die politische Akteure mit ihren jeweiligen Kom-
munikationsstrategien erreichen wollen. Die empirische Grundlage zur Beant-
wortung unserer Frage bildet eine qualitative, systematisierende Befragung von 
Wahlkampfexperten der Bundesparteien CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke und der AFD im Vorfeld des Bundestagswahlkampfs 2017.
Die Auseinandersetzung mit den partizipativen Potenzialen direkter Wahlkampf-
kommunikation im Haustürwahlkampf und in Social-Media-Kampagnen halten wir 
angesichts der veränderten Rahmenbedingungen politischer Kommunikation 
(Vowe, 2014) für virulent: Zum einen haben Formen direkter Wähleransprache 
im Zuge der erfolgreichen Präsidentschaftskampagne Obamas 2008 deutlich an 
Bedeutung gewonnen, was die deutsche Wahlkampfforschung bisher allerdings 
nur bedingt adressiert hat: So sind direkte Wahlkampagnen zwar in den USA ver-
gleichsweise gut erforscht (z. B. Kreiss, 2012; Nielsen, 2012); für den deutschen 
Wahlkampfkontext liegen bislang jedoch kaum vergleichbare Untersuchungen 
zur Ausschöpfung ihrer partizipativen Potenziale durch die politischen Akteure vor 
(Geise & Podschuweit, 2017). Problematisch ist dies unter anderem, da die Stra-
tegien politischer Akteure in Deutschland aus verschiedenen Gründen von jenen 
US-amerikanischer abweichen (Burgard, 2012). Denn zum einen ist der Einsatz 
personalisierter Daten zur Ermittlung von Zielpersonen und ihren Bedürfnis-
sen als Grundlage der Planung von Direktkampagnen in Deutschland wesentlich 
eingeschränkter. Und zum anderen weisen die hiesigen Parteien aufgrund der 
staatlichen Finanzierung ihrer Wahlkämpfe eine geringere strukturelle Abhän-
gigkeit von externen Unterstützern bzw. Mittelgebern auf. Hinzu kommen Ab-
weichungen der politischen Kultur; so ist hierzulande z. B. nur ein kleiner Kreis 
von Bürgerinnen und Bürgern gewillt, sich exponiert und öffentlich sichtbar zu 
einer Partei zu bekennen. Aufgrund der genannten Unterschiede sind Partizipati-
onsformen wie Spenden oder eine aktive Unterstützung der Wahlkampfführung 
in Deutschland traditionell schwächer ausgeprägt als in den USA, so dass eine 
Mobilisierung der Wählerinnen und Wähler zur Partizipation in diesen Bereichen 
den hiesigen Parteien vermutlich besondere Anstrengungen abverlangt. Vor die-
sem Hintergrund intendieren wir mit der vorliegenden Kommunikator-Studie, ei-
nen Beitrag zur Schließung dieser Forschungslücke zu leisten.
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2  Bedeutung und Rahmenbedingungen politischer Partizipation
„Wer Demokratie sagt, meint Partizipation“ (van Deth, 2009, S. 141). Da 
Demokratie grundsätzlich die direkte oder indirekte Teilnahme des Volkes vo-
raussetzt, gehört Partizipation zu den zentralen Elementen der Demokratie. Im 
politischen System der BRD wird den Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen des 
Grundgesetzes das Recht zur politischen Einflussnahme durch Wahlen verfas-
sungsrechtlich garantiert (GG Art. 20 (2)). Die Wahlbeteiligung kann nicht nur 
als elementarste Form demokratischer Partizipation gelten; sie fordert den Bür-
gerinnen und Bürgern auch das geringste Maß an politischem Engagement ab 
und ist daher die einzige Beteiligungsform, die die überwiegende Mehrheit der 
Bürgerinnen und Bürger regelmäßig wahrnimmt (Almond & Powell, 1996; Noh-
len, 2004). In seiner Gesamtheit ist das Spektrum der Beteiligungsformen aber 
breit gefächert. So umfasst politische Partizipation sämtliche Verhaltensweisen 
und Handlungen, die Bürgerinnen und Bürger freiwillig mit dem Ziel unterneh-
men, mehr oder weniger direkt Einfluss auf politische Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozesse der verschiedenen politischen Ebenen zu nehmen oder 
direkt daran mitzuwirken (Barnes & Kaase, 1979; Gabriel & Brettschneider, 1998; 
Verba, Schlozman, & Brady, 1995). Ob die Bürgerinnen und Bürger qua Gesetz ga-
rantierte Partizipationsformen (Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen) nut-
zen, teilweise institutionalisierte (z. B. Mitgliedschaft in einer politischen Partei; 
Mitwirkung an lokalen Problemlösungen; Teilnahme am Wahlkampf) oder legale 
nicht-institutionalisierte Formen (z. B. Teilnahme an genehmigten Demonstrati-
onen), steht ihnen dabei frei (Niedermayer, 2005).
Die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger zu aktiver Partizipation zählt 
zu den so genannten civic orientations, also langfristig stabilen Orientierun-
gen, denen man auch politische Werthaltungen und Einstellungen (v. a. Wahl-
pflichtgefühl, Parteiidentifikation), politisches Involvement, politische Zufrie-
denheit sowie political efficacy (dt. Wahrnehmung der individuellen politischen 
Wirksamkeit) zurechnet (Aldrich & Simon, 1986). Die civic orientations werden 
im Rahmen der politischen Primärsozialisation in der Familie begründet und 
verfestigen sich in der politischen Sekundärsozialisation durch Personen aus 
der näheren Umwelt, etwa durch Freunde oder Arbeitskolleginnen und/oder 
Arbeitskollegen (Jennings & Niemi, 1974, 1981; Radtke, 1972). Folglich sind sie 
durch Einstellungen und Charakteristika der Sozialisationspartner geprägt, 
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zugleich aber auch abhängig von individuellen Erfahrungen und Merkmalen 
(Cabarello, 2014). Die empirische Partizipationsforschung hat zudem herausge-
arbeitet, dass aktive politische Teilhabe (auch diejenige über digitale Medien) 
an soziale, ökonomische und kulturelle Faktoren geknüpft ist, die sich aus der 
sozialen Position der Bürgerinnen und Bürger ergeben (Böhnke, 2011; Bödeker, 
2012). So gehen Hillygus (2005a) oder auch Verba, Schlozman und Brady (1995) 
davon aus, dass politische Partizipation – neben den entsprechenden zeitli-
chen, ökonomischen und technischen Ressourcen – auch bestimmte staatsbür-
gerliche Kompetenzen erfordert, etwa sprachlich-argumentative Fähigkeiten, 
um die eigenen Ideen und Vorstellungen auszudrücken, oder Fähigkeiten, die 
die Organisationsfähigkeit und die soziale Interaktion in Gruppen betreffen.
Entsprechend der oben eingeführten Definition ist politische Partizipati-
on immer an bestimmte Handlungen oder Verhaltensweisen geknüpft (van Deth, 
2009). Aus kommunikationswissenschaftlicher Perspektive kann sich partizipa-
tives Handeln auch über und durch Kommunikation vollziehen (Emmer, Vowe, & 
Wolling, 2011). So können Bürgerinnen und Bürger beispielsweise im direkten 
oder medienvermittelten Gespräch mit politischen Akteuren ihre Meinungen, 
Vorstellungen und Erwartungen artikulieren oder sich im interpersonalen Aus-
tausch im sozialen Umfeld gezielt über politische Entscheidungs- und Bewer-
tungsgrundlagen informieren. Für Emmer (2005) hängen politische Informati-
on, Diskussion und Partizipation theoretisch und empirisch so eng zusammen, 
dass er diese Facetten unter ein übergeordnetes Verständnis politischer Kom-
munikation subsumiert. Aus politikwissenschaftlicher Perspektive gelten In-
formationsnutzung und interpersonale Kommunikation hingegen als Vorstufen 
(Milbrath, 1965) bzw. Mediatoren (Brettschneider, 1997) von Partizipation. Jensen, 
Jorba und Anduzia (2012) führen den Begriff des politischen Engagements als 
Oberbegriff ein, den sie dann in die Subkategorien politische Partizipation, In-
formationskonsum und Einstellungen unterteilen. Politische Partizipation wird 
dabei vielschichtig definiert und umfasst eine Reihe von sehr unterschiedlichen 
Handlungen, die die Bürgerinnen und Bürger offline (z. B. Teilnahme an Wahlen 
oder Demonstrationen) wie online (z. B. Teilnahme an Online-Petitionen oder 
posten politischer Kommentare) ausüben können.
Der hier deutlich werdende enge Zusammenhang zwischen Information und 
Partizipation basiert auf der Annahme, dass sich Informiertheit positiv auf die po-
litische und soziale Handlungsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger auswirkt, 
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weshalb mehr politische Information häufig mit mehr Möglichkeiten der Partizi-
pation gleichgesetzt wird (Meyer, Ontrup, & Schicha, 2000). Für partizipative De-
mokratien sehen Cook und Morgan (1971) daneben zwei weitere Kernelemente als 
konstituierend an: erstens, die direkte, dialogische Beteiligung von Amateuren an der 
Entscheidungsfindung sowie, zweitens, die Dezentralisierung der Entscheidungs-
findung, an der nicht nur das professionelle politische Personal beteiligt ist. Die-
ser Gedanke betont die Relevanz der Bürgerbeteiligung und die Verbindlichkeit 
der von Grassroots-Bewegungen artikulierten Vorstellungen. Hierbei wird die 
Bedeutung der Politikvermittlung evident: Da Information und Dialog förderlich 
für die politische Partizipation sind, können der Zugang zu Informationen, ihre 
Relevanz für die jeweilige Zielgruppe bzw. die jeweiligen Zielpersonen sowie ihre 
Dialogorientierung als wichtige demokratiepolitische Anliegen gesehen werden 
(Sarcinelli, 1998; Saxer, 1998). In diesem Sinne können – und sollen! – politische 
Akteure den Bürgerinnen und Bürger nicht nur Partizipationsmöglichkeiten an-
bieten, sondern sie durch Ansprache und Information auch zur Annahme ebenje-
ner motivieren (Huckfeldt & Sprague, 1992; Whiteley & Seyd, 1994).
Die hier zusammengefassten normativen Anforderungen legen nahe, dass sich 
politische Akteure auch bzw. gerade im Wahlkampf als „Hochphase politischer 
Kommunikation“ (Schoen, 2014, S. 661) die Frage stellen müssen, mit welchen 
Strategien sie politische Partizipation ermöglichen und fördern können. Hinzu 
kommen rationale Erwägungen, die politische Akteure dazu veranlassen, mög-
lichst viele Wählende für eine Stimmabgabe zu ihren Gunsten zu mobilisieren 
(Geise & Podschuweit, 2017). Herausforderungen ergeben sich dabei aus verän-
derten Rahmenbedingungen – allen voran der größer werdenden Distanz der 
Bürgerinnen und Bürger zu politischen Parteien, der Zunahme des Anteils der 
Protestwähler, der Schwächung der organisatorischen Mobilisierungsfähigkeit 
der Parteien sowie der zunehmenden Fragmentierung der einst über wenige mas-
senmediale Kanäle erreichbaren Wählerschaft (Nielsen, 2012; Römmele, 2002). 
Angesichts dessen erscheint es nur folgerichtig, dass zielgruppenspezifische, 
dialogorientierte Formen direkter Wahlkampfkommunikation in den letzten Jahren 
auch in Deutschland verstärkte Aufmerksamkeit erhalten haben (Issenberg, 2013; 
Müller, 2011; Podschuweit & Geise, 2016): Die Rückbesinnung auf Formen direkter 
Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürger kann demnach als Strategie po-
litischer Akteure zur Anpassung an veränderte Gegebenheiten aufgefasst werden 
(Geise & Podschuweit, 2017). Befördert wurde die skizzierte Entwicklung durch 
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den jüngsten Medienwandel hin zu elektronischen, digitalen und vor allem in-
teraktiven Medien (Podschuweit & Roessing, 2013) bzw. neuen Kommunikations-
technologien, die den direkten Kontakt mit den Wählern sowie die Koordination 
von Feldaktivitäten der Unterstützer enorm vereinfachen.
3  Politische Partizipation in mediatisierten Demokratien
Im Zuge des jüngsten, digitalen Medienwandels hat sich das Repertoire an 
Partizipationsformen erheblich erweitert: Unter dem Begriff der E-Partizipation 
oder Online-Partizipation werden Aktivitäten zusammengefasst, bei denen Bür-
gerinnen und Bürger digitale Informations- und Kommunikationstechnologien mit dem 
Ziel der politischen Partizipation nutzen, etwa, um durch E-Petitionen, Blog-Bei-
träge, Online-Abstimmungen oder Twitter-Meldungen an Entscheidungsprozessen 
politischer Personal-und Sachfragen mitzuwirken oder diese zumindest zu beein-
flussen (Kuhn, 2006; Wagner et al., 2009). Neben Partizipationsformen, die online 
wie offline existieren (z. B. Petitionen), hat das Internet auch gänzlich neue Parti-
zipationsmöglichkeiten hervorgebracht, etwa die öffentlich sichtbare Verbreitung, 
Bewertung und Kommentierung politischer Informationen über Soziale Netzwerke 
sowie daraus resultierende Gruppenbildungs- und politische Diskussionsprozesse 
(Emmer et al., 2011; Jensen et al., 2012).
Die neuen Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung haben einen lebhaften Diskurs 
um die Frage eröffnet, ob digitale Kommunikationsformen über Online-Medien 
und Social Media mehr demokratische Partizipation und Deliberation ermöglich-
ten, politische Diskurse beförderten, dabei auch jene Zielgruppen integrierten, 
die traditionell eine geringe Politikaffinität besäßen, und damit letztlich die Zi-
vilgesellschaft stärken könnten (Ferdinand, 2004; Price, 2012; Siedschlag, 2002). 
Dahinter steht die Idee, dass medientechnische Innovationen „grundsätzlich die 
Voraussetzung für ein sich wandelndes Kommunikationsverhalten sein“ können 
(Elter, 2013, S. 203) – und zwar sowohl auf Seiten der Kommunikatoren als auch 
auf Seiten der Bürgerinnen und Bürger. Diese Grundannahme der Mediatisie-
rungforschung wurde auch im Kontext politischer Kommunikation vielfach the-
matisiert (z. B. Schweitzer, 2011; Thimm et al., 2012; Vowe, 2006). Als Vorteile di-
gitaler Kommunikation und Partizipation über Online-Medien und insbesondere 
Social Media werden u. a. ihre Zugangsfreiheit, die Verfügbarkeit unabhängiger 
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Informationen, die Möglichkeit der direkten Verbindung zwischen Politik und 
Bürgerinnen und Bürger sowie die Entstehung neuer Öffentlichkeiten angeführt; 
als Nachteile werden eine kaum zu bewältigende Flut von Informationen, Dis-
tanzverlust, elektronischer Populismus sowie eine Fragmentierung der Öffent-
lichkeit diskutiert (Haßler, 2013; Vowe, 2014).
Gemäß den bislang vorliegenden Befunden kann „von einer breiten Mobilisie-
rung durch das Netz […] nicht die Rede sein“ (Vowe, 2014, S. 33). Sowohl staatliche 
Beteiligungsformen, wie Bürgerhaushalte oder zivilgesellschaftlich organisierte 
E-Petitionen, als auch Online-Plattformen von Parteien, die die Bürgerinnen und 
Bürger zum Dialog auffordern wollen, werden (noch) selten genutzt; und nur 
ein sehr kleiner Anteil der Onliner artikuliert sich politisch im Netz (Emmer et 
al., 2011; Haßler, 2013; Kepplinger & Podschuweit, 2011; Magin et al., 2016; Ott, 
2006). Auch die Bedeutung des Internets als Quelle für Informationen über den 
Wahlkampf bleibt bislang hinter jener traditioneller Massenmedien zurück (Faas 
& Partheymüller, 2011). Obgleich das Internet die politische Kommunikation und 
Partizipation der Bürgerinnen und Bürger nicht revolutioniert hat, befördert In-
formation aus Online-Quellen die politische Diskussionsfreudigkeit der Bürgerin-
nen und Bürger innerhalb und außerhalb des Internet (Emmer et al., 2011). Dies 
kann sich im nächsten Schritt positiv auf die politische Partizipation auswirken, 
so dass von indirekten Effekten politischer Online-Kommunikation auszugehen 
ist (Emmer, 2013). In ihrem Ausmaß scheinen die beschriebenen Effekte aller-
dings begrenzt zu sein: Inwieweit sich Bürgerinnen und Bürger am politischen 
Prozess beteiligen, hängt nach wie vor wesentlich von anderen, weiter oben be-
reits angeführten soziodemographischen sowie individuellen Faktoren ab – etwa 
dem vorhandenen politischen Interesse.
Wie die skizzierten Befunde verdeutlichen, nimmt die empirische Partizipati-
onsforschung zum einen Fragen nach dem genutzten Repertoire an Partizipations-
formen und zum anderen nach ihrem Umfang und ihrer Verbreitung in den Blick. 
Aufgrund der Konzeptualisierung politischer Partizipation als individuellem Be-
teiligungsakt (insbesondere von Bürgerinnen und Bürger) konzentriert sich die 
empirische Partizipationsforschung dabei auf die Mikroebene und setzt methodisch 
weitgehend auf die Analyse von Umfragedaten. Überschneidungen zwischen Mikro-, 
Meso- und Makroebene spielen jedoch in realiter eine zunehmend wichtige Rolle, 
v. a., wenn die Einbettung einzelner Bürgerinnen und Bürger in Gruppen und die 
damit verbundenen Mobilisierungsprozesse in den Fokus geraten (van Deth, 2009). 
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Auch die wechselseitigen Bezüge zwischen Kommunikatoren und Adressaten poli-
tischer Mobilisierung sollten in der Forschung stärker adressiert werden. Mit Blick 
auf die vorliegende Untersuchung, mit der wir zu dieser Erweiterung einen Beitrag 
leisten wollen, legen die referierten Befunde nahe, dass die Förderung politischer 
Partizipation durch direkte Wahlkampfkommunikation vor besonderen Herausfor-
derungen steht. Insbesondere die Mobilisierung der wachsenden Gruppe „wahlmü-
der“ Bürgerinnen und Bürger erfordert spezifische Strategien der Wahlkampfkom-
munikation. Zentrale Ansatzpunkte sehen Verba und Kollegen (1995, S. 269) in den 
Ursachen, die ausbleibende politische Partizipation begründen: „Why people [do 
not] participate? [...] because they can’t; because they don’t want to; or because nobody 
asked“. Gerade die letzten beiden Aspekte betonen noch einmal die Bedeutung in-
dividueller motivationaler Voraussetzung politischer Partizipation –  sie verweisen 
zugleich aber auch auf die hohe Relevanz der sozialen Eingebundenheit politischer Kom-
munikation bzw. der direkten Ansprache durch politische und Akteure im sozialen 
Umfeld online wie offline.
4  Förderung politischer Partizipation durch direkte 
Wahlkampfkommunikation – Strategien politischer Akteure 
und ihre Wirkungspotenziale
Zum partizipationsstimulierenden Einfluss von politischer Kommunikation im 
Allgemeinen und Wahlkampfkommunikation im Speziellen gibt es eine breite wis-
senschaftliche Diskussion. Hintergrund ist die Determination politischen Partizipa-
tionsverhaltens durch die politische Sozialisation, die nur begrenzten Spielraum für 
andere, kurzfristige Einflussfaktoren wie Wahlkampfkommunikation lässt (Andersen 
& Woyke, 2013). Demgemäß liefern die vorliegenden empirischen Untersuchungen 
Belege dafür, dass „Wahlkämpfe die Wahlbeteiligung durchaus steigern können, 
wenngleich nicht immer in erheblichem Umfang“ (Schoen, 2014, S. 699). Dies gilt ei-
nerseits für klassische indirekte Wahlkampfinstrumente wie z. B. Wahlwerbespots 
(Hillygus, 2005b), insbesondere aber auch für Formen direkter Wahlkampfkommuni-
kation im Sinne einer „personal vote persuasion“ (Hillygus, 2005b, S. 65).
Zur Differenzierung der von den politischen Akteuren eingesetzten Strategien 
haben wir an anderer Stelle (Geise & Podschuweit, 2017) vier primäre Funktionen 
direkter Wahlkampfkommunikation herausgearbeitet: (1) einseitige Informations-
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vermittlung an die Wähler; (2) interpersonale Interaktion mit den Wählern; (3) Mo-
bilisierung der Wähler zur Partizipation; (4) längerfristiger Beziehungsaufbau zum 
Wähler. Als Strategien sind wir dabei von denjenigen Akteurskalkulationen ausge-
gangen, „die ein bestimmtes Ziel unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehen-
den Mittel und der strategischen Umwelt erreichen wollen“ (Raschke & Tils, 2007, S. 
128). Dazu zählen geplante kommunikative Aktivitäten in Massenmedien und Social 
Media ebenso wie im Rahmen persönlicher Wählerkontakte. Restringierend wirken 
zum einen externe Faktoren wie finanzielle und zeitliche Ressourcen, technische 
Möglichkeiten, die politische Kultur und rechtliche Regeln; zum anderen interne 
Faktoren wie die politische Ideologie einer Partei, Eigenheiten eines Kandidaten 
oder Schlüsse aus der Gegnerbeobachtung (Krewel, 2017; Reinemann, 2007; Scho-
en, 2014). Anhand der in Tabelle 1 dargestellten Typologie lassen sich empirisch 
beobachtete Phänomene direkter Wähleransprache theoretisch differenzieren und 
bewerten (Geise & Podschuweit, 2017). Die vier Typen direkter Wähleransprache 
sind dabei nicht als distinkte Kategorien zu verstehen. Vielmehr bauen sie aufein-
ander auf, wobei mit zunehmendem Interaktionslevel nicht nur die Anforderungen 
an die Wählerinnen und Wähler und ihr Involvement in den Prozess steigen – auch 
die politischen Akteure müssen sich stärker und ressourcenintensiver einbringen. 
Für die vorliegende Betrachtung nutzen wir die Typologie der Strategien direkter Wäh-
leransprache ausgehend von der Fragestellung, inwieweit die jeweils eingesetzten 
Strategien einen Beitrag zur Steigerung der Partizipation der Wähler leisten.
Aus theoretischer Perspektive gründet unsere Betrachtung in Anlehnung an 
die Arbeiten von Arnstein (1969) auf einem Stufenmodell von Partizipation, nach dem 
partizipative Prozesse als aufeinander aufbauende Folge der Ausübung einzelner 
Partizipationsformen zu verstehen sind. Partizipation wird damit nicht als Entwe-
der/Oder-Kategorie konzeptualisiert, sondern als ein sukzessiver Entwicklungs-
prozess, bei dem zunächst Vorstufen der Partizipation (z. B. Information, Beratung/
Anhörung, Einbeziehung) realisiert werden müssen, bevor es zur umfangreichen 
partizipativen Beteiligung am Entscheidungsprozess kommt (Arnstein, 1969). Am 
Beginn dieses Prozesses stehen Strategien, die der Vermittlung grundlegender 
politischer Informationen (z. B. über den Wahltermin oder Positionen der Spit-
zenkandidaten) dienen, gefolgt von Strategien, die die Wähler in politische Inter-
aktionen oder Dialoge involvieren bzw. zur Teilnahme an ebenjenen anregen sol-
len. Weitere Strategien sind ganz explizit auf politische Partizipation ausgerichtet. 
Das mit Abstand größte Maß an Engagement verlangen den beteiligten Akteuren 
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schließlich Strategien ab, die Beziehungen zwischen Wählern und politischen Ak-
teuren aufbauen oder festigen sollen. Sie können die Folge politischer Partizipation 
sein, etwa wenn Wählerinnen und Wähler eine längerfristige Beziehung mit einer 
Partei eingehen, nachdem sie – z. B. aufgrund einer/eines bestimmten Kandidatin/
Kandidaten oder gemeinsamer politischer Positionen zu einem virulenten Thema 
– für sie gestimmt haben. Längerfristig betrachtet bilden stabile Beziehungen zwi-
schen Wählern und politischen Akteuren aber auch eine wichtige Grundlage für 
zukünftige politische Partizipationsformen, die über die (regelmäßige) Stimmab-
gabe hinausgehen, beispielsweise eine Parteimitgliedschaft oder die Unterstüt-
zung einer Partei als Wahlkampfhelferin/Wahlkampfhelfer. Im Folgenden werden 
die von uns eingeführten idealtypischen Strategien direkter Wähleransprache vorge-
stellt. Die Strategietypen entsprechen den an anderer Stelle bereits vorgestellten 
(Geise & Podschuweit, 2017). In Ergänzung und Erweiterung unserer bisherigen 
Überlegungen wird unter Integration von Theorien und empirischen Befunden aus 
der Partizipationsforschung im Folgenden nun herausgearbeitet, welchen Beitrag 
sie zur Steigerung der Partizipation der Wählerinnen und Wähler leisten können.
4.1  Informationale Strategien direkter Wahlkampfkommunikation als erste Vorstufe 
von Partizipation
Versteht man Partizipation als stufenweisen Entwicklungsprozess, bilden 
informationale Strategien die zentrale Basis, um für nachfolgende Partizipations-
formen zu mobilisieren: „Informing citizens of their rights, responsibilities, and 
options can be the most important first step toward legitimate citizen participati-
on“ (Arnstein, 1969, S. 219). Das strategische Repertoire reicht von niederschwel-
ligen Kommunikationsaktivitäten, etwa der Demonstration von Sichtbarkeit im 
sozialen Raum durch „Markt-“ bzw. „Infostände“ (Informationsfunktion 1. Ordnung), 
über die Durchstellung von strukturellen Informationen, z. B. von Terminen und 
Kandidatennamen (Informationsfunktion 2. Ordnung) bis hin zur Vermittlung von 
weiterführenden, aber eher oberflächlichen Inhalten, z. B. zur thematischen Posi-
tionierung der Partei oder der Kandidatin/des Kandidaten (Informationsfunktion 3. 
Ordnung). Als ‚Vorstufe’ expliziter Partizipationsförderung (Partizipationsstufe In-
forming; Arnstein, 1969, S. 217) weisen die informationalen Instrumente einen eher 
geringen Grad an Bürgerinvolvement und Mitbestimmung auf: Die strategischen 
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Kommunikatoren teilen ihrer Zielgruppe im Sinne einer one-way communication 
mit, welche Probleme diese aus Sicht der politischen Entscheidungsträgerinnen 
und Entscheidungsträger hat; der Zielgruppe werden politische Handlungsmög-
lichkeiten (z. B. Wahl) für die Beseitigung oder Linderung dieser Probleme emp-
fohlen (Arnstein, 1969, S. 219). Das Vorgehen der Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger wird erklärt und begründet; die Sichtweise der Zielgruppe 
wird nur insoweit berücksichtigt, wie es für die Akzeptanz der Informationsange-
bote und die Aufnahme der Botschaften förderlich ist.
Trotz der Diskussion um die angesichts des Medienwandels steigenden Mög-
lichkeiten zu Dialog und Interaktion kam informationalen Strategien in ver-
gangenen Wahlkämpfen eine herausragende Bedeutung zu, während der inter-
aktive Dialog mit der Wählerschaft eher nachrangig war (Kluver & Jankowski, 
2007; Marcinkowski & Metag, 2013; Schweitzer & Albrecht, 2011). So zeigen z. 
B. Inhaltsanalysen von Online-Wahlkampfplattformen (Haßler, 2013; Ott, 2006; 
Schweitzer, 2011), aber auch Interviews mit Wahlkampfstrategen (Geise & Po-
dschuweit, 2017; Podschuweit & Haßler, 2014; Podschuweit & Geise, 2016), dass 
Parteien auch im Web 2.0 zur Durchstellung ihrer Botschaften überwiegend auf 
einseitige Informationsvermittlung bauen und ihre Direktkommunikation dabei 
vor allem an parteiaffine Anhänger richten (Jungherr & Schoen, 2013). Auch die 
internationale Forschung hat an vielen Stellen herausgearbeitet, dass der Einsatz 
von Online-Tools nur bedingt in einen „conversational interactive process“ mün-
det, sondern bislang vielmehr eindimensional und zur Erreichung von „promoti-
onal purposes“ genutzt wird (Lilleker, Pack, & Jackson, 2010). Nichtsdestweniger 
legen Befunde der Wirkungsforschung nahe, dass die Nutzung interaktiver On-
line-Seiten einen positiven Einfluss auf die Partizipationsbereitschaft v. a. junger 
Menschen haben kann (Esser & de Vreese, 2007).
4.2  Interaktionale Strategien direkter Wahlkampfkommunikation als zweite Vorstufe 
von Partizipation
„Inviting citizens’ opinions (...) can be a legitimate step toward their full 
participation“ (Arnstein, 1969, S. 219). Interaktionale Strategien der direkten 
Wahlkampfkommunikation zielen auf kommunikative Handlungen, bei denen 
politische Akteure und Bürgerinnen und Bürger in Kopräsenz (face to face) oder 
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vermittelt durch Medien der Individualkommunikation (Telefon, Brief, E-Mail, 
Social Network Sites etc.) in eine Kette verbundener sozialer Interaktionen bzw. 
in einen Dialog treten (Neuberger, 2007). Die Zielgruppe wird demnach stärker in 
Entscheidungsprozesse eingebunden – wenngleich auch auf der zweiten ‚Vorstu-
fe‘ politischer Partizipationsförderung (sog. Consulting; Arnstein, 1969, S. 217) kei-
ne direkte Einflussnahme oder Mitbestimmung erfolgt: Die politischen Akteure 
hören Bürgerinnen und Bürger zwar an, müssen deren Sichtweise in ihrer politi-
schen Arbeit deshalb aber nicht unbedingt beachten. Interaktion setzt auf beiden 
Seiten eine wechselseitige sachliche Bezugnahme voraus und damit ein aktives 
Handeln der Beteiligten (Neuberger, 2007, S. 46). Darüber hinaus muss eine Inter-
aktionsmöglichkeit mit der Politik selbst gewährleistet sein, d. h. politische Akteure 
müssen sich aktiv in den Diskurs einbringen, bei medienvermittelter Kommuni-
kation zumindest potenziell über das Internet erreichbar sein (Thimm et al., 2012, 
S. 295) und auf Anfragen möglichst zeitnah reagieren.
Wenngleich die Partizipationsforschung die Bedeutung der direkten, dialo-
gischen Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger am politischen Diskurs und der 
Entscheidungsfindung auf Augenhöhe besonders hervorhebt (Cook & Morgan, 
1971, S. 4-5; Interaktionsfunktion 2. Ordnung) und politische Akteure diese auch 
grundsätzlich als wichtig anerkennen, kommt dem echten Dialog in deutschen 
Wahlkämpfen faktisch bislang eine untergeordnete Bedeutung zu (Geise & Po-
dschuweit, 2017). Haustürwahlkampf z. B. bietet den Wählerinnen und Wählern 
zwar theoretisch eine Möglichkeit für Gespräche mit politischen Akteuren; letzt-
genannte nutzen die Interaktionssituationen allerdings in erster Linie für die 
einseitige Vermittlung zentraler Kampagneninformationen (Interaktionsfunktion 
1. Ordnung). Die Gespräche an den Haustüren sind meist auf unmittelbar-situative 
bzw. kurzfristige Ziele ausgerichtet (Geise & Podschuweit, 2017), während Mög-
lichkeiten der Anschlusskommunikation selten genutzt werden (Interaktionsfunk-
tion 3. Ordnung). „Zweifel an der generellen Dialogbereitschaft“ der breiten Mas-
se der Wählerschaft konstatiert Elter (2013, S. 216) für die Landtagswahlkämpfe 
2011 auf Basis einer quantitativen Inhaltsanalyse der Aktivitäten deutscher Par-
teien bei Twitter und Facebook auch für den Online-Bereich: Das Abreißen der 
Interaktionskette sei außerdem darauf zurückzuführen, dass ein Dialog seitens 
der politischen Akteure nur in Hinblick auf den Wahltermin intendiert sei.
Dass interpersonale Wählerkommunikation politische Partizipation begünsti-
gen kann, zeigen indes US-amerikanische Untersuchungen. So führte die direkte 
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Ansprache im dortigen Haustürwahlkampf zu Multiplikatoreffekten, die über das 
Gespräch an der Tür hinausgingen: Im Anschluss an die persönlichen Gespräche 
zeigten die Wähler eine erhöhte Bereitschaft, in ihrer Umgebung für die Stimm-
abgabe zugunsten einer Kandidatin/eines Kandidaten oder einer Partei zu werben 
(Huckfeldt & Sprague, 1992; Whiteley & Seyd, 1994).
4.3  Explizit partizipative Strategien direkter Wahlkampfkommunikation
Explizit partizipative Strategien direkter Wahlkampfkommunikation zie-
len direkt auf die Mobilisierung der Bürgerinnen und Bürger zur aktiven Teil-
habe an politischen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse (im Stufen-
modell: Einbeziehung, Mitbestimmung; bei Arnstein (1969, S. 217): Placation). 
Die politischen Akteure räumen den Bürgerinnen und Bürgern also Möglich-
keiten der Abstimmung und Mitbestimmung ein. Bei wichtigen Fragen kann es 
zu Verhandlungen zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und den politischen 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern kommen. Das Spektrum 
reicht von ausdrücklichen Appellen zur Beteiligung an Online- und Offline-For-
men repräsentativer, einseitiger politischer Partizipation im Rahmen instituti-
onalisierten Entscheidungshandelns (z. B. durch Wahlen, Petitionen, Spenden; 
Partizipationsfunktion 1. Ordnung) bis hin zur Motivation zu extra-repräsentati-
ven, interaktiven Partizipationsformen in sozialweltlichen Kontexten (z. B. 
Teilnahme an Protest, politisch-ethisch motiviertes Konsumverhalten) oder im 
Social Web (z. B. Posten, Liken und Kommentieren politischer Informationen 
mit dem Ziel der aktiven Beteiligung an politischen Meinungsbildungs- und Ent-
scheidungsprozessen) (Partizipationsfunktion 2. Ordnung) (Jensen et al., 2012, S. 3). 
Partizipative Strategien lassen sich in Anlehnung an Jensen et al. (2012) nach 
Richtung (unidirektional vs. interaktiv) und dem Grad der Institutionalisierung 
(repräsentativ vs. extrarepräsentativ) unterscheiden. Daneben differenzieren 
wir Partizipationsformen auch danach, wie sehr sich einzelne Bürgerinnen und 
Bürger damit im sozialen Umfeld exponiert, d. h. wie öffentlich sichtbar (z. B. 
Besuch von Parteiveranstaltungen; Werbung/Mobilisierung für eine Partei im 
eigenen Freundes- und Bekanntenkreis; Informationen als Multiplikator wei-
terleiten (posten) oder positiv kommentieren (liken)) oder unsichtbar sie agie-
ren (z. B. bei der geheimen Wahlentscheidung, Spende).
Partizipation durch Dialog? 
170
In der Wahlkampfpraxis setzen politische Akteure allerdings vor allem auf An-
gebote, die sowohl für die politischen Akteure als auch die Bürgerinnen und 
Bürger mit möglichst niedrigen Partizipationskosten einhergehen (Kepplinger 
& Podschuweit, 2011). In vergangenen Online-Wahlkämpfen ließen sich zwar 
stets auch beteiligungsorientierte Ansätze beobachten, die mit Bieber (2014, S. 
180) als „temporäre Elemente parteigebundener Online-Partizipation“ gedeutet 
werden können. Allerdings zielten die Parteien damit primär auf wahlbezogene 
Multiplikatoreffekte, d. h. die – in aller Regel politisch interessierten und partei-
affinen – Besucher ihrer Internet-Profile sollten ihre Botschaften unidirektional 
im Sinne eines Two-Step-Flow-of-Communication online (Jungherr & Schoen, 
2013, S. 135) an ihre – vermutlich weniger politisch interessierten und parteiaf-
finen – Freunde und Bekannten weitergeben (Römmele & Einwiller, 2012; Pod-
schuweit & Haßler, 2014). Bei kritischer Betrachtung wirft dies die Frage auf, ob 
es sich bei den jeweiligen innovativen, interaktiven Diskurs- und Partizipations-
angeboten nicht eher um eine „symbolische Öffnung“ der etablierten Parteien 
handelt als um eine intendierte Stärkung der „party on the ground“ (Arnstein, 
1969; Hanel & Marshall, 2014, S. 200; Lilleker et al., 2010).
4.4  Verstetigung von Partizipation durch beziehungsbildende Strategien 
direkter Wahlkampfkommunikation
Angesichts des Rückgangs langfristiger Parteienbindungen sollte man an-
nehmen, dass die direkte Wahlkampfkommunikation nicht nur auf die bevorste-
hende Wahl ausgerichtet ist, sondern auch darauf zielt, die Wähler längerfristig an 
die werbende Partei bzw. deren Direktkandidaten zu binden. Diese Idee steht im 
Mittelpunkt der beziehungsbildenden Strategien der direkten Wahlkampfkom-
munikation, die zeitlich über den unmittelbaren politischen Kommunikations- 
bzw. Handlungskontext hinausgehen. Dies entspricht der Förderung expliziter 
Partizipation im Sinne einer gleichberechtigten Partnerschaft der politischen 
Akteure mit den Bürgerinnen und Bürgern – „a partnership that enables them 
to negotiate and engage in trade-offs with traditional powerholders“ (Arnstein, 
1969, S. 217). Den Bürgerinnen und Bürgern werden hierbei umfassende Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten an der politischen Arbeit angeboten; sie spielen keine 
entscheidungstragende, aber eine begleitende und/oder unterstützende Rolle. 
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Da sie zudem auf längerfristige Beziehungen zwischen politischen Akteuren und 
Bürgerinnen und Bürgern zielen, basieren beziehungsbildende Strategien primär 
auf vertrauensbildenden und beziehungsstärkenden Aktivitäten zwischen der/
dem jeweiligen (Direkt)Kandidatin/(Direkt)Kandidaten und den Wählerinnen/
Wählern (je nach Intensität bereits vorhandener Beziehung ließen sich diese als 
„Social Bridging“ bzw. „Social Bonding“ bezeichnen; Beziehungsaufbau 1. Ordnung) 
sowie der längerfristigen Bindung von Wählern an eine Partei („Institutional 
Bridging“ bzw. „Institutionelles Bonding“; Beziehungsaufbau 2. Ordnung).
Über beziehungsbildende Strategien der Direktkommunikation politischer 
Akteure ist vergleichsweise wenig bekannt. US-amerikanische Feldstudien zum 
Haustürwahlkampf legen allerdings nahe, dass sich Beziehungsmanagement 
lohnt: Mobilisierungseffekte des Haustürwahlkampfs, die für einzelne Wahl-
kämpfe empirisch gut belegt sind (z. B. Gerber & Green, 1999, 2008; Nickerson, 
2008), konnten teilweise auch in nachfolgenden Wahlen aktiviert werden (Ger-
ber, Green, & Shachar, 2003).
5  Forschungsfrage und Untersuchungsanlage
Wie eingangs erwähnt, ist für die vorliegende Untersuchung die Frage 
forschungsleitend, wie politische Akteure die oben beschriebenen Strategien 
direkter Wahlkampfkommunikation in ihrer Social-Media-Kommunikation und 
im Haustürwahlkampf umsetzen, um potenzielle Wähler für politische Parti-
zipation zu mobilisieren. Die empirische Grundlage zur Beantwortung dieser 
Frage bildet eine qualitative, systematisierende Befragung von Wahlkampfex-
perten (u. a. Leitung der Kampagnenplanung oder des Bereichs Strategische 
Kommunikation) der Bundesparteien CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke sowie der AFD im Bundestagswahlkampf 2017. Die zweistündigen Face-
to-Face-Interviews mit jeweils einer Expertin/einem Experten der genannten 
Parteien1 wurden Mitte Juni 2017 in Berlin durchgeführt. Dieser Zeitraum mar-
kierte den Auftakt des Bundestagswahlkampfes 2017, zumal die Bundespartei-
tage, auf denen die Parteien ihre Wahlprogramme verabschiedeten, entweder 
kurz zuvor stattgefunden hatten oder unmittelbar bevorstanden. Die Rekrutie-
rung der für die Direktkampagnen zuständigen Experten erfolgte mit Hilfe der 
Generalsekretäre bzw. Bundesgeschäftsführer der Parteien.
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Partizipation durch Dialog? 
Von seiner methodischen Ausrichtung ist das systematisierende Experteninter-
view auf die Teilhabe an exklusivem Expertenwissen fokussiert. Das Erkenntnis-
interesse gilt damit dem aus der Praxis gewonnenen, reflexiv verfügbaren und 
kommunizierbaren Handlungs- und Erfahrungswissen der befragten Experten 
(Bogner & Menz, 2002). Dieses Wissen wurde von uns zunächst teilstrukturiert 
erhoben und dann auf Basis der oben eingeführten Typologie entwickelten Di-
mensionen kategoriengeleitet systematisiert. Für die Experteninterviews wurde 
entsprechend ein teilstandardisierter Leitfaden erstellt, wobei die thematischen 
Schwerpunkte des Leitfadens Übersetzungen der theorierelevanten Kategori-
en darstellten, die in die spätere Auswertung aufgenommen wurden. Auch die 
Struktur des eingesetzten Interviewleitfadens orientierte sich an den theo-
rierelevanten Kategorien (Meuser & Nagel, 2002) bzw. war entlang der von uns 
eingeführten vier Strategie-Typen (1) informationale Strategien; (2) interakti-
onale Strategien; (3) partizipative Strategien; (4) beziehungsbildende Strategi-
en) gegliedert, ebenso die qualitative Auswertung der Transkripte. Trotz dieser 
theoretischen Vorstrukturierung ließ der Leitfaden – in Anlehnung an die Über-
legungen zur Gesprächsführung in Experteninterviews – aber genug Raum für 
weitgehend offene Interviews (Dexter, 1970), um die Situationsdefinition der Ex-
perten, ihre Strukturierung und Bewertung des Gegenstandes adäquat erfassen 
zu können. Die Interviews wurden protokolliert und dann kategoriengeleitet und 
unter Rückgriff auf die Typologie der Strategietypen direkter Wahlkampfkom-
munikation kategoriengeleitet codiert und ausgewertet.
6  Ergebnisse
6.1 Informationale Strategien direkter Wähleransprache
Aus Sicht der befragten Wahlkampfexperten (CDU: Teamleiter Kampag-
nenplanung / Strategische Kommunikation; SPD: Leiter Strategische Kommuni-
kation; Bündnis 90/Die Grünen: Referent für Beteiligung und Digitales; Die Linke: 
Leiter des Bereichs Öffentlichkeitsarbeit; AfD: Vorsitzender der Berliner AfD-
Fraktion) sind der Haustürwahlkampf (insb. CDU und SPD) sowie die Social-Me-
dia-Kampagnen der Parteien auf Facebook (insb. Grüne, AfD) die zentralen Inst-
rumente, um Wählerinnen und Wähler zur Stimmabgabe für die werbende Partei 
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(Wähler-Mobilisierung) bzw. Anhänger zur aktiven Unterstützung der Kampagne 
(Binnen-Mobilisierung) zu bewegen. Gemäß den skizzierten theoretischen Prä-
missen (Arnstein, 1969) begreifen auch die Wahlstrategen das Informieren ihrer 
relevanten Zielgruppen als „niedrigste Stufe der Beteiligung“ (SPD) und damit 
als eine Grundvoraussetzung für politisch höherschwellige Partizipationsformen.
Die Kanäle, über die die Parteien und Kandidaten Informationen im Internet be-
reitstellen, haben sich im Vergleich zu früheren Bundestagswahlkämpfen weiter 
ausdifferenziert. Inzwischen können die Wählerinnen und Wähler auch über Ins-
tant-Messaging-Dienste und Sharing-Plattformen wie WhatsApp, Instagram oder 
Snapchat aktuelle Informationen über den Wahlkampf beziehen und Einblicke in 
den Alltag der Kandidaten gewinnen. Ein Beispiel ist das Spitzenduo der Grünen 
(Katrin Göring-Eckardt und Cem Özdemir), das damit wirbt, die Wählerschaft über 
WhatsApp „aus erster Hand [mit] Wahlkampfinfos“ (www.gruene.de) zu versorgen. 
Während andere Parteien (z. B. die Linke) WhatsApp auch für die interne Kommuni-
kation nutzen, bevorzugen die Grünen hierfür „aus Sicherheitsgründen“ allerdings 
die Messenger-Alternative Threema. Ungeachtet der Ausdifferenzierung der Inter-
net-Plattformen, die von den Wahlkampfstrategen z. T. (noch) als „Experiment, um 
Erstwählende anzusprechen“ (Grüne) betrachtet werden, hat sich die Online-Kom-
munikation im diesjährigen Wahlkampf weiter auf Facebook verlagert. So habe das 
populäre Soziale Netzwerk Parteienwebsites, denen im Bundestagswahlkampf 2013 
noch eine Schlüsselposition (Podschuweit & Haßler, 2014) zukam, „die Relevanz 
im Online-Bereich genommen“ (CDU). Mittlerweile spielen die Internetseiten der 
Parteien in erster Linie noch als „Ablagesystem“ (AfD) und „Landebahn“ (CDU) für 
eigene Mitglieder und „diejenigen, die es ganz genau wissen wollen“ (Grüne) eine 
Rolle, wohingegen sich Facebook im Wahlkampf 2017 als „Hauptdistributionska-
nal“ (Grüne) etabliert hat, um die Wähler gezielt mit Informationen zu versorgen, 
die an ihren spezifischen Interessen ausgerichtet sind.
Aus früheren Studien ist bekannt, dass eine wichtige Funktion direkter Wahl-
kampfkommunikation in der Demonstration von Sichtbarkeit liegt (Geise & Po-
dschuweit, 2017). Auch in den Experteninterviews zur Bundestagswahl 2017 fin-
den sich hierfür Belege. Präsenz im sozialen Raum zeigen und ihrem Bemühen 
um Wählerinnen und Wähler Ausdruck zu verleihen, das intendieren die Parteien 
1 Aufgrund zeitlicher und personeller Engpässe konnte die FDP als einzige der an-
fragten Parteien keinen Experten für ein Interview zur Verfügung stellen.
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insbesondere beim Haustürwahlkampf. Überspitzt formuliert lautet die zentrale 
Botschaft: „Wir machen uns für Sie schon morgens um fünf die Mühe“ (CDU). Me-
diale Inszenierungen direkter Kontakte zwischen Kandidatinnen/Kandidaten bzw. 
WahlkampfhelferInnen/-helfern und Wählerinnen/Wählern an den Haustüren sol-
len die Reichweite dieser Botschaft zusätzlich steigern (Bündnis 90/Die Grünen, AfD). 
Durch ihren – teilweise symbolischen – Einsatz versuchen die Parteien nicht nur, 
(wahlmüde) Wählerinnen und Wähler zur Stimmabgabe zu bewegen; vor allem die 
eigenen Anhänger sollen darüber hinaus zur aktiven Unterstützung im Wahlkampf 
motiviert werden. Der Haustürwahlkampf der Linken zielt sogar hauptsächlich auf 
diese „Binnen-Mobilisierung“ (Die Linke). Hierbei gehen die Spitzenkandidaten der 
Partei „mit gutem Beispiel voran“ und zeigen, „dass sie sich selbst nicht zu schade 
sind“ (Die Linke). Raum für die Vermittlung komplexer Themen bleibt auch im Haus-
türwahlkampf 2017 kaum: „Themen stehen nicht im Vordergrund, auch nicht die 
Abgrenzung [vom politischen Gegner] –  sondern eher das Hinterlassen eines guten 
Eindrucks“ (CDU). Darüber hinaus vermitteln alle Parteien den Wählenden struktu-
relle Informationen – sie weisen auf den Wahltermin hin, stellen ihre Kandidatinnen/
Kandidaten vor oder laden mit Flyern zu Wahlveranstaltungen ein.
Eine wichtige Plattform zur Vermittlung inhaltlicher Positionen ist im Bun-
destagswahlkampf 2017 die online vermittelte Direktkommunikation der Par-
teien über Social Media. Während die AfD nach eigener Aussage „nicht wegen 
ihrer Kandidaten, sondern wegen ihrer Themen gewählt“ wird, versuchen die 
anderen untersuchten Parteien, Themen eng in Verbindung mit ihren Kandida-
tinnen/Kandidaten zu vermitteln. Statt auf Fakten, mit denen „man Menschen 
kaum überzeugen kann“ (CDU), setzen sie – nicht zuletzt motiviert durch jüngs-
te Debatten um Fake News bzw. gezielte Falschmeldungen (Müller & Denner, 
2017) – verstärkt auf die Vermittlung von Emotionen. Bilder, die Nahbarkeit und 
Rückhalt der Kandidaten suggerieren, spielen hierbei eine zentrale Rolle; Bei-
spiele sind Fotos von Angela Merkel oder Christian Lindner bei der politischen 
Arbeit auf Instagram (CDU, FDP) oder von Martin Schulz, hinter dem auf dem 
Parteitag augenscheinlich viele begeisterte Unterstützer stehen (SPD). Aus Sicht 
aller befragten Expertinnen und Experten spielt dabei die Strategie des Storytel-
ling eine bedeutende Rolle, d. h. die Vermittlung von politischen Informationen 
„von und über die Kandidaten“ über „kleine Geschichten“ (SPD). Dabei gehe es 
darum, deren „politische Positionen logisch und erkennbar aus ihrer Biogra-
fie abzuleiten“ (SPD; Bündnis 90/Die Grünen) – auch im Kontrast zu anderen 
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bzw. gegnerischen Politikerinnen und Politikern. Beispiele sind die Darstellung 
von „Katrin als Bürgerrechtlerin“ und „Cem als Einwandererkind“, die sich 
mit entsprechenden Themenzuständigkeiten wie „Gerechtigkeitsthemen und 
Verteilung von Vermögen“ bzw. „Türkei-Themen“ (Bündnis 90/Die Grünen) 
verknüpfen lassen. Ein weiteres Beispiel ist Alice Weidel, die „aus schlechten 
Erfahrungen heraus“ in Verbindung mit dem Thema Islam bzw. aufgrund ihrer 
Studien- und Berufserfahrung in Verbindung mit „VWL-Themen“ präsentiert 
werde (AfD). Auch durch eine möglichst authentische Anmutung ihrer Darstel-
lungen versuchen die Parteien, Wähler zu überzeugen; Beispiele hierfür sind 
Formulierungen der Kandidaten aus der Ich-Perspektive (z. B. Martin Schulz auf 
Facebook oder Katrin Göring-Eckardt und Cem Özdemir auf Twitter oder dem 
eigenen WhatsApp-Kanal). Die scheinbar persönlichen, authentischen und bio-
grafischen Narrationen sollen letztlich den Aufbau positiver Kandidaten-Images 
fördern. Bemerkenswert ist, dass dies explizit auch „die eigenen Schwächen“ 
einschließen kann, um glaubhafte und authentische Images zu erzeugen. So 
wird die Wahlkampstrategie auf den Kandidaten zugeschnitten, auch wenn die-
ser, wie Martin Schulz als „atypischer Politiker, [der] nicht seit 20 Jahren in der 
Tageschau [zu sehen] ist“, „kein Abitur hat“ und „trockener Alkoholiker“ ist 
(SPD). Weitere partizipationsfördernde Maßnahmen sind Versuche der Partei-
en, die eigenen politischen Positionen und Problemlösungsvorschläge gegen-
über den Wählern zu erklären und zu begründen: Man wolle verstärkt „das Wa-
rum beantworten“ (CDU), vermitteln, „warum es sinnvoll ist, [sie] zu wählen“ 
(Die Linke): „Wenn sich die Wähler die Frage stellen, warum sie [uns] wählen 
sollten, müssen die Antworten längst gegeben sein“ (Bündnis 90/Die Grüne).
6.2  Interaktionale Strategien
Der hohe Stellenwert des Haustürwahlkampfs legt nahe, dass die Parteien 
Wähler vor allem durch dialogische Kommunikation zur Partizipation anregen 
wollen. Dieser Idee entspricht, dass fast alle Expertinnen und Experten die enor-
me Bedeutung interpersonaler Kommunikation für die Mobilisierung und Stim-
menmaximierung betonen: „Am wichtigsten ist Haustürwahlkampf; nichts ist 
überzeugender als der direkte Kontakt“ (CDU; ähnlich auch die Expertinnen und 
Experten von SPD, Bündnis 89/Die Grünen und Die Linke). Dennoch wurde in den 
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Interviews deutlich, dass die Parteien in den realisierten Face-to-Face-Situationen 
den Dialog im Sinne gleichberechtigter Rede und Gegenrede weder suchen noch 
stimulieren. Vielmehr seien „Wahlkampfzeiten […] keine Diskussionszeiten“ (SPD), 
habe „Dialog im Wahlkampf keinen Platz“ (CDU) oder sei dort zumindest „nicht 
vordringlich“ (AfD) bzw. „eher nachrangig“ (Grüne). Dies gelte auch für den Haus-
türwahlkampf, der – wie alle Wahlkampfmaßnahmen – auf „einseitige Information 
ausgerichtet“ sei (CDU) bzw. „nicht auf Dialog bzw. Wähler-Feedback“ ziele (Die 
Linke). Im Vordergrund steht die Interaktionssituation an sich, die zwar den „An-
schein der Erreichbarkeit“ erweckt und Wählern „eine theoretische Möglichkeit 
bietet, um Fragen zu stellen“ (CDU) – faktisch aber stark durch die Wahlkampf-
helfenden bzw. Kandidatinnen/Kandidaten strukturiert und vorwiegend zur ein-
seitigen Informationsvermittlung genutzt wird. Diese Konstellation begründen die 
befragten Expertinnen und Experten mit fehlenden Ressourcen: Die wenigen Minu-
ten, die für einen einzelnen Kontakt an der Haustür vorgesehen sind, müssten die 
Wahlkampfhelfenden effizient nutzen, um durch ein freundliches Auftreten „einen 
positiven Eindruck zu hinterlassen“ und um „Informationen zu vermitteln“ (CDU). 
Außerdem sei es nicht leistbar, Detailfragen „von Bienen bis hin zur Politik im Süd-
Sudan“ (CDU) zu beantworten und „vergebliche Mühe“, sich von Anhängern geg-
nerischer Parteien in Gespräche verwickeln zu lassen – es bringe doch auch „nichts, 
mit einem überzeugten CDU-Wähler zu diskutieren“ (Die Linke).
Zumindest vordergründig scheint die Wählerkommunikation der Parteien über 
Social Media stärker dialogorientiert zu sein. So verweisen z. B. die Grünen in diesem 
Kontext erneut auf die Möglichkeit des direkten Austauschs mit ihren beiden Spit-
zenkandidaten über ihren WhatsApp-Kanal. Auch der Experte der SPD bezeichnet 
seine Partei (online) als „sehr diskussionsfreudig“, wobei im Wesentlichen „auf Face-
book, im sozialen Netzwerk, diskutiert“ werde. Auch die AfD versucht auf Facebook 
„Interaktion, Dialoge und den Meinungsaustausch [mit den Wählern] zu befördern“. 
Ähnliches gilt für die Linke, die ihre Facebook-Strategie als „sehr dialogorientiert“ 
charakterisiert. Entsprechend ignoriere man Kommentare auf Facebook nicht, die 
„ihre Relevanz und Berechtigung“ hätten, sondern lege hier „großen Wert darauf, 
[sie] zeitnah und umfassend zu beantworten“ (Die Linke). Trotz der Betonung des 
Dialogs zielen die Online-Interaktionen aber weniger auf eine partizipative Einfluss-
nahme und Mitbestimmung der Bürgerinnen und Bürger, sondern in erster Linie auf 
die Optimierung und weitere Verbreitung einseitig ausgerichteter Informationen. 
So dient Facebook der Linken z. B. auch als „Seismograf“, mit dem man anhand von 
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Kommentaren und Likes „Formulierungen testen“ und in Erfahrung bringen könne, 
„wie Interessierte Themen bewerten“ (Die Linke; ähnlich auch die AfD). Ein weiterer 
Indikator für die Asymmetrie von politischen Akteuren und Wählerschaft ist ein z. 
T. ganz eigenes Verständnis der Parteien von einer dialogischen Kommunikation. 
Dass z. B. die AfD den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern „über die Presse und 
die sozialen Medien“ sucht, wirft zumindest mit Blick auf die Berichterstattung die 
Frage nach einem geeigneten Rückkanal auf.
Von Problemen und Schwierigkeiten, die der Wähler-Dialog mit sich bringt, 
berichten indes alle Parteien. Auf die Frage, ob eine Öffnung des Mitgliederfo-
rums auf der Website für Parteiexterne nicht förderlich für die Partizipation 
sei, konstatiert beispielsweise der Experte der CDU: „Sie möchten keinen Dia-
log mit den Wählern vermittelt über ihre Website“. Auch der Experte der SPD 
verweist auf negative Erfahrungen seiner Partei in der Online-Kommunikation 
über Homepages und den hohen Ressourcenaufwand, den der Wähler-Dialog 
hier erfordere. Die kleineren Parteien berichten, dass sie auf Facebook nicht nur 
mit negativen Kommentaren konfrontiert würden, sondern auch verstärkt mit 
„Hass und Hetze“ (Die Linke, ähnlich AfD) sowie zunehmend mit „Fake News“ zu 
kämpfen hätten (Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke). Der Umgang mit derartigen 
Botschaften ist unterschiedlich: Die Linke versucht, vor allem durch „positive 
Gegenargumente andere Akzente zu setzen“, wohingegen andere Parteien (z. B. 
AfD, Grüne) insbesondere „Hasskommentare rausfiltern und nicht veröffentli-
chen“ (AfD). Die Grünen haben außerdem ein eigenes „Rapid Response-Team“ 
aufgestellt, um Falschmeldungen zu enttarnen, und sehen auch die Betreiber von 
Facebook selbst in der Verantwortung, der schnellen Verbreitung „viraler Hass-
Stories“ entgegenzuwirken (Bündnis 90/Die Grünen).
6.3  Partizipative Strategien
Hinweise auf direkte Aufrufe der Parteien zu nicht-öffentlichen Parti-
zipationsformen fanden sich in den Interviews nicht. Im Vordergrund ihrer 
Wahlkampfaktivitäten stand – zumindest zum Zeitpunkt der Interviews – die 
Binnen-Mobilisierung, also Maßnahmen, die auf die Motivation eigener Mit-
glieder, Anhänger und Sympathisanten zu öffentlich sichtbaren Formen der 
Unterstützung im Wahlkampf zielen. Über interne Online-Plattformen wie 
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connect17 (CDU) oder kampa17 (SPD) versuchen die Parteien, Unterstützer für 
ihren Straßen- und Haustürwahlkampf, die Organisation von Kandidatenver-
anstaltungen oder die Straßenplakatierung zu rekrutieren. Facebook spielt ins-
besondere für die kleineren Parteien eine wichtige Rolle, um ihren Botschaften 
vermittelt über einen Two-Step-Flow-of-Communication online (Jungherr & 
Schoen, 2013) zu erhöhter Sichtbarkeit zu verhelfen. In diesem Zusammenhang 
werden bereits Facebook-Likes als „rudimentäre Form der Kommunikation“ 
(Die Linke) gewertet, über die Wählerinnen und Wähler ihrer Unterstützung 
nach außen hin Ausdruck verleihen können.
Um Facebook-Nutzende anzuregen, Wahlkampfbotschaften weiter in ihren be-
stehenden sozialen Netzwerken zu verbreiten bzw. sie als Anlass zu nehmen, um 
sich mit anderen Wählerinnen und Wählern über sie auszutauschen, setzen die 
Parteien auf „zugespitzte und griffige Botschaften“ (Die Linke), arbeiten mit „Share 
Pics“, d. h. „mit viel Bild, Share-Link und kurzem Text“ (Bündnis 90/Die Grünen) 
oder kurzen Videos (Die Linke, AfD), in denen sie sich auch die Bekanntheit ihrer 
Spitzenkandidaten zunutze machen. Bei der Vermittlung ihrer Botschaften lassen 
die Parteien Unterstützern allerdings nur begrenzten Spielraum. So halten z. B. die 
Grünen ihre Anhänger dazu an, „Inhalte der Zentrale und der Spitzenkandidaten 
[auf Facebook] zu teilen und nicht neu zu posten“ bzw. allenfalls um „regionale 
Besonderheiten zu ergänzen, weil dadurch eine noch größere Reichweite erzielt 
werden kann“ (Bündnis 90/Die Grünen). Damit Unterstützer auch außerhalb des 
Internet Diskussionen im Sinne der Parteien bestreiten können, versorgen die Par-
teien sie online, z. B. über ihre Mitglieder-Foren, mit Argumenten, um sie „sprech-
fähig“ (SPD) zu machen. Denn letztlich, so der Experte der Grünen, könne man nur 
auf diesem Weg – indem man in Gespräche von Arbeitskollegen oder Kommilitonen 
„reinkommt“, dort „verhandelt wird“ und „Zustimmung im Dialog“ findet – das 
Vertrauen der Wählerschaft gewinnen (Bündnis 90/Die Grünen).
Obgleich einige Parteien im Zuge der Nominierung ihres Spitzenkandidaten 
(„Schulz-Effekt“ bei der SPD) bzw. als Reaktion auf außenpolitische Ereignisse 
(„Trump-Effekt“ bei der Linken) in jüngerer Zeit entgegen dem Trend rückläu-
figer Mitgliederzahlen zahlreiche Neueintritte verzeichnen konnten, weisen 
auch sie auf die nachlassende Bereitschaft der Wählerinnen und Wähler hin, sich 
„langfristig für eine Partei zu engagieren“ (SPD). Stattdessen sei vor allem das po-
litische Engagement jüngerer Menschen stark themenabhängig, so dass „mittler-
weile sogar NGOs in Konkurrenz zu politischen Parteien“ stünden (SPD, ähnlich 
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auch die Grünen). Als Reaktion auf diesen „Transformationsprozess“ versuchen 
die Grünen, auf „Mitmach-Plattformen“ themenbezogen für Unterstützung zu 
werben und die „Menschen mehr einzubeziehen und zu begeistern“ (Bündnis 90/
Die Grünen). Die Linke knüpft bei Themen, die für ihre Zielgruppe relevant sind, 
auch an unkonventionelle Partizipationsformen an und vernetzt sich gelegent-
lich mit Protestaktionen, etwa 2013 bei der ‚Aktion für mehr Personal an der Cha-
rité‘, wobei sie die Protestformen nutze, um gezielt bestimmte Wählersegmente 
anzusprechen (Die Linke).
6.4  Beziehungsbildende Strategien
Gemäß der Einschätzung des Experten der Grünen sind Wähler heutzu-
tage „generell […] eher mit Themen als mit Parteiidentifikation zu gewinnen“ 
(Bündnis 90/Die Grünen). Dies gilt allen voran für die AfD, die als „junge Partei“ 
hauptsächlich „wegen ihrer Themen gewählt“ werde. Aus der Perspektive der 
SPD ist hingegen „nicht die Wählerschaft das Wichtigste im Wahlkampf, son-
dern die eigenen Mitglieder“. Um sie zur Wahl und zur aktiven Unterstützung 
im Wahlkampf zu bewegen, setzen die Sozialdemokraten gemäß unseren In-
terviews stärker als die übrigen Parteien auf das Bewusstmachen bestehender, 
langfristiger Beziehungen. Da Parteimitglieder in Deutschland von außen keine 
Anerkennung erhielten, „brauchen [sie] das Gefühl, dass es sich lohnt, für die 
SPD Wahlkampf zu machen“; man müsse sie „stolz machen“ – auf „die eigenen 
Inhalte, Kandidaten und Leistungen“ (SPD). Ein zentraler Anknüpfungspunkt 
sei die Beziehung der Mitglieder zu ihrer Partei, die nach ihrem Selbstverständ-
nis „historisch“ sei und ihren Mitgliedern eine „kulturelle Heimat“ bieten wolle 
(SPD). Damit sich die Mitglieder darauf rückbesinnen, dass „eine Mitgliedschaft 
bei der SPD viel mehr als Unterschrift und Beiträge ist“, müsse man die „Willy-
Brandt-Liebe aufleben“ lassen und „vorpolitische Begeisterung“, wie man sie 
im Zuge der Nominierung von Martin Schulz als Kanzlerkandidaten beobachten 
konnte, „ummünzen in harten, klaren Wahlkampf“ (SPD).
Ein weiterer Weg, um gerade den eigenen Mitgliedern bewusst zu machen, wie 
wichtig ihre politische Mitarbeit für die Partei ist, sind geschlossene Foren im In-
ternet. So solle beispielsweise kampa17 registrierten Mitgliedern eine „gefühlte 
Exklusivität“ der Beziehung zu ihrer Partei vermitteln (SPD). Ähnlich sieht das der 
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Experte der Grünen. Man müsse zwar einerseits „aus der Mitgliederfixierung her-
auskommen“ und „weg vom geschlossenen System“ gehen – andererseits müsse die 
Parteimitgliedschaft aber auch zukünftig den „Mehrwert des letzten Wortes“ haben 
(Bündnis 90/Die Grünen). Diese Bestrebungen spiegeln sich auf der einen Seite wider 
in „Mach mit!“-Plattformen, über die man auch Sympathisanten ohne Mitgliedschaft 
für Unterstützeraktionen gewinnen und neue Beziehungen aufbauen will; auf der an-
deren Seite finden sie Ausdruck in einer stärkeren Beteiligung der Mitglieder an Ent-
scheidungsprozessen im „Grünen Netzwerk“ (z. B. auf Basis von Befragungen zu rele-
vanten Themen), dessen Zugang ausschließlich Mitgliedern vorbehalten ist (Bündnis 
90/Die Grünen). Welchen Schwerpunkt Parteien im Wahlkampf setzen – ob sie stär-
ker auf bestehende Bindungen der Mitglieder bauen und ihnen mehr Exklusivrechte 
geben oder versuchen, neue Menschen an sich zu binden –, ist laut dem Experten der 
CDU eine Kernfrage in diesem Kontext. In jedem Fall sei es extrem aufwändig und 
schwierig, während eines Wahlkampfs neue und vor allem längerfristige Beziehun-
gen zu den Wählern aufzubauen. Ein Hindernis ist laut CDU und SPD das strenge Da-
tenschutzrecht in Deutschland, das es kaum ermögliche, längerfristig in Verbindung 
mit den Wählern zu bleiben. Um z. B. Kontakte, die im Haustürwahlkampf geknüpft 
wurden, zu intensivieren, müsse man von den Wählern zunächst die getrennte Er-
laubnis der Wähler zur Speicherung ihrer Daten und zur Weitergabe nachfolgender 
politischer Informationen einholen (CDU, SPD).
7 Fazit
Die Interviews mit den Wahlkampfstrategien von CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, Die Linke sowie mit der AfD machen deutlich, dass die Parteien die Mög-
lichkeiten direkter Wählerkommunikation im Wahlkampf 2017 auf verschiedenen 
Ebenen zur Förderung politischer Partizipation nutzen. Insbesondere fokussieren sie 
dabei – sowohl in ihrer direkten interpersonalen Kommunikation als auch vermit-
telt über Online und Social Media – auf informationale Strategien, wobei die Wahl-
strategen die Information ihrer relevanten Zielgruppen als „niedrigste Stufe der 
Beteiligung“ (SPD) und als eine Grundvoraussetzung für politisch höherschwellige 
Partizipationsformen ansehen. Neben der unidirektionalen Vermittlung von The-
men, Kandidaten und Terminen setzen die befragten politischen Akteure auch bei 
der Beantwortung des „Warum“ der Wahlentscheidung weniger auf eine partizipa-
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tive Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger; vielmehr werden die Bürgerinnen und 
Bürger über Probleme, die die politischen Akteure identifiziert haben, und die dazu 
angestrebten Lösungswege informiert. Die Kommunikation scheint hier auf ein ten-
denziell paternalistisches Verständnis der Beziehung zwischen ‚politischer Elite’ und 
Bürgerinnen und Bürgern zu rekurrieren: Die politischen Akteure gehen davon aus, 
zu wissen, was gut ist – ohne die Bürgerinnen und Bürger im Dialog explizit nach 
ihren Wünschen zu fragen. Damit korrespondiert, dass dem ‚echten’ Dialog in den 
Interviews zwar von allen Parteien ein extrem hoher Stellenwert zugeschrieben 
wurde, sich diese Relevanzbewertung in den Berichten über die kommunikations-
strategischen Maßnahmen de facto aber nicht spiegelt. Vielmehr zeigte sich hierbei 
das Paradoxon, dass fast alle Parteien ihren Dialog mit dem Wähler über Kanäle reali-
sieren, die in realiter gar nicht auf einen interaktiven, unmittelbaren und wechselsei-
tig aufeinander Bezug nehmenden Dialog ausgerichtet sind, insbesondere nicht im 
Vergleich zu Face-to-Face-Interaktionen, die hinsichtlich der Dialogförderung kaum 
als relevante Wahlkampfinstrumente genannt wurden. Selbst das eigentlich idealty-
pisch dialogorientierte Wahlkampfinstrument Haustürwahlkampf wird hinsichtlich 
der Realisation von Dialog mit den Wählern eher als Akt symbolischer Politik ver-
standen; so zielt der Haustürwahlkampf gemäß den Aussagen der Wahlkampfstra-
tegen eher auf den „Anschein der Erreichbarkeit“, auf die „theoretische Möglichkeit 
für Fragen“. Nicht zuletzt wird der Symbolcharakter des direkten Bürgerkontakts 
daran deutlich, dass der Inszenierung des Haustürwahlkampfs in der Medienbericht-
erstattung eine zentrale Rolle zugesprochen wird. Eine ähnliche Tendenz zeigt sich 
bei der direkten Kommunikation über Social Media. So geben auch neue Formate, wie 
z. B. der WhatsApp-Kanal der Grünen – über den Einsatz automatisierter Responses 
– eher vor, dass die Kandidatinnen und Kandidaten hier in einen unmittelbaren, ech-
ten Dialog mit den Wählerinnen und Wählern treten können. Folglich scheint auch 
in diesem Fall vor allem die Inszenierung des direkten Wählerkontakts, die media-
le Aufmerksamkeit verspricht, die eigentliche Zielrichtung der Aktivitäten zu sein. 
Zu betonen bleibt dennoch, dass die Parteien den Dialog keineswegs für irrelevant 
halten – im Gegenteil. Nur stufen die Wahlkampfstrategen paradoxerweise gerade 
die Wahlkampfzeit nicht als Zeit des Dialogs ein – vielmehr sei vor dem Wahlkampf 
ausreichend Zeit für Dialog – wobei unklar bleibt, wo dieser mit wem wo organisiert 
wird. Erkannt haben die Parteien immerhin, dass sie ihr Engagement im Rahmen des 
Beziehungsaufbaus verstärken müssen, und zwar sowohl hinsichtlich der eigenen 
Mitglieder, aber auch hinsichtlich potentieller Unterstützer, die – ähnlich der Logik 
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von Social Movements – thematisch ‚eingefangen’ und dann über neue Wege der (lo-
seren) organisationalen Beteiligung an die Partei gebunden werden sollen.
Folgt man der demokratietheoretischen Prämisse, dass politische Akteure 
den Bürgerinnen und Bürgern – auch und insbesondere im Wahlkampf – Parti-
zipationsmöglichkeiten anbieten und durch eine entsprechende Ansprache zur 
Annahme der Partizipationsangebote motivieren sollen (Huckfeldt & Sprague, 
1992; Whiteley & Seyd, 1994), bleiben zumindest im Bundestagswahlkampf 2017 
noch einige Potentiale ungenutzt, um diese Ziele strategisch zu erreichen. Über 
alle befragten Parteien deutet sich an, dass die politischen Akteure vor allem 
Beteiligungsformen unterhalb der Stimmabgabe verspielen. Die Rolle der po-
litischen Akteure als „agents of mobilization“ wird in dieser Hinsicht mögli-
cherweise zu eng im Sinne von „agents of electoral mobilization“ verstanden 
(Huckfeldt & Sprague, 1992, S. 70).
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